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Unterrichtsorganisation an den Grundschulen 

 

RdErl. des MK vom 23.4.2015 – 23-84003 

 

 

Fundstelle: SVBl. LSA S. 76 

 

 

Bezug: 

RdErl. des MK vom 7.5.2010 (SVBl. LSA S.166), geändert durch RdErl. vom 10.4.2014 

(SVBl. LSA S. 52) 

 

 

1.  Zuweisung von Lehrerwochenstunden 

 

Die Gesamtzahl der jeder Schule zur Verfügung stehenden Lehrerwochenstunden setzt sich 

zusammen aus dem Grundbedarf und einem Inklusionspool.  

 

1.1  Ermittlung des Grundbedarfs 

 

Der Grundbedarf (GRB) ist die Summe aus dem Sockelbetrag von 17 Stunden pro Schule 

sowie dem Produkt aus dem schülerzahlbezogenen Faktor und der Gesamtzahl der Schüle-

rinnen und Schüler (S) und berechnet sich wie folgt: 

a)  für Schulen mit einer Schülerzahl von bis zu 70:  

  GRB = 1,30 x S + 17 

b)  für Schulen mit einer Schülerzahl von mehr als 70: 

GRB = 1,20 x S + 17, mindestens aber 110 Lehrerwochenstunden. 

 

Die ermittelte Stundenzahl wird jeweils auf die nächsthöhere halbe oder ganze Stundenzahl 

aufgerundet. 

 

Aus dem Grundbedarf ist der nach Stundentafel in Nummer 3 vorgesehene Unterricht zu 

planen. Mit den im Grundbedarf zur Verfügung stehenden Stunden sind auch der allgemeine 

Förderauftrag der Grundschule sowie die Vorgaben zur Ausgestaltung der verlässlichen Öff-

nungszeit zu erfüllen. 

 

1.2   Inklusive Förderung an Grundschulen (Inklusionspool) 

 



Den Grundschulen wird für einen Zeitraum von mindestens drei Jahren ein verlässlicher In-

klusionspool zugewiesen, der den Grundbedarf der Grundschule für die Umsetzung schuli-

scher Pflichtaufgaben ergänzt. Der Inklusionspool steht der Grundschule zur Erfüllung des 

allgemeinen Förderauftrages und zur Entwicklung eines differenzierten Förderangebotes 

entsprechend der Heterogenität der Schülerinnen und Schüler zur Verfügung.  

 

Die Förderung der Grundschule richtet sich auf Kinder mit  

a) ungünstigen Lernausgangslagen im Lesen, Schreiben, Rechnen sowie in der Sozial-

kompetenz, 

b)  Entwicklungsverzögerungen, Beeinträchtigungen oder Benachteiligungen, 

c)  Unterstützungsbedarf in der Aneignung und Nutzung der deutschen Sprache, 

d)  sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf und 

e)  besonderen Leistungspotentialen in allen oder ausgewählten Unterrichtsfächern. 

 

Des Weiteren ist der Inklusionspool für die Vorbereitung des Schuleintritts in Verbindung mit 

den Angeboten der vorschulischen Bildung sowie für besondere pädagogische Konzepte 

aufgrund der regionalen Besonderheiten des Schulstandortes zu nutzen. Die zugewiesenen 

Stunden sind zur Entwicklung einer Willkommens- und Unterstützungskultur für alle Kinder 

zu verwenden. Die dazu erforderlichen Angebote sind in der Grundschule eigenverantwort-

lich zu entwickeln. 

 

Die Zuweisung des Inklusionspools orientiert sich an der bisherigen Schulentwicklung, ins-

besondere an der pädagogischen Arbeit der Grundschule in der allgemeinen, präventiven 

und sonderpädagogischen Förderung. 

 

1.3  Zusatzbedarf 

 

Als Zusatzbedarf (ZS) gelten beantragte Stunden zum Sportförderunterricht sowie Stun-

den zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund entspre-

chend dem RdErl. des MK über die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern mit Migrati-

onshintergrund an allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen des Landes Sach-

sen-Anhalt vom 1.8.2012 (SVBl. LSA S. 226) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

1.4  Stichtag für die Ermittlung des Grundbedarfs  

 

Für die Berechnung des Grundbedarfs ist die Schülerzahl am Stichtag der zweiten vorläufi-

gen Erhebung der Schüler- und Klassen- oder Lerngruppenzahlen maßgebend. Verände-



rungen sollen nur dann vorgenommen werden, wenn sich die Gesamtschülerzahl am Beginn 

des Schuljahres gegenüber dem Stichtag um mehr als 5 v. H. verändert hat. 

 

2.  Bildung von Klassen und Lerngruppen 

 

2.1  Möglichkeiten für die Bildung von Klassen und Lerngruppen 

 

Für die Anwendung der schülerzahlbezogenen Zuweisung von Lehrerwochenstunden ist die 

Öffnung des bisher grundsätzlich in Jahrgangsklassen organisierten Systems der Schulor-

ganisation erforderlich. Zur Öffnung über den Unterricht in Jahrgangsklassen hinaus gehören 

nachfolgende Organisationselemente: 

a)  die Bildung klassenübergreifender Lerngruppen in bestimmten Fächern auf der Jahr-

gangsstufe, 

b)  die Bildung jahrgangsübergreifender Lerngruppen in bestimmten Fächern und 

c)  die Bildung jahrgangsübergreifender Lerngruppen in allen Fächern. 

 

Der Unterricht in jahrgangsübergreifenden Lerngruppen ist neben dem Unterricht in klassen-

übergreifenden Lerngruppen oder separaten Klassen an der Grundschule gleichberechtigtes 

Element. 

 

Durch die Aufhebung der Begrenzung bei der Bildung von Klassen und Lerngruppen auf die 

Höchstschülerzahl von 28 werden die Möglichkeiten bei der jahrgangsübergreifenden Lern-

gruppenbildung erweitert und zusätzlich neue Möglichkeiten klassenübergreifender Lern-

gruppenbildung geschaffen. 

 

Bei den beschriebenen Organisationsmöglichkeiten werden als Klassen oder feste Lern-

gruppen diejenigen verstanden, in denen die Schülerinnen und Schüler mindestens 50 v. H. 

des Pflichtunterrichtes gemeinsam erhalten. Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist verant-

wortlich dafür, dass alle Schülerinnen und Schüler den Pflichtunterricht entsprechend der 

Stundentafel erhalten. 

 

2.2   Bildung von Anfangsklassen oder Anfangslerngruppen 

 

Bei der Bildung von Anfangsklassen oder Anfangslerngruppen ist gemäß der Verordnung zur 

Bildung von Anfangsklassen und zur Aufnahme an allgemeinbildenden Schulen vom 

19.3.2014 (GVBl. LSA S. 92) in der jeweils geltenden Fassung zu verfahren. 

 



2.3  Bildung von Klassen und Lerngruppen 

 

2.3.1  Die Bildung der Klassen und Lerngruppen erfolgt auf der Grundlage der durch die 

schülerzahlbezogene Stundenzuweisung zur Verfügung stehenden Lehrerwochenstunden 

und pädagogischer Erwägungen in eigener Verantwortung der Grundschule. 

 

2.3.2  Bei der Bildung der Klassen und Lerngruppen wird auf eine mittlere Frequenz von 

22 orientiert. Bei der Klassen- und Lerngruppenbildung sollte die Zahl von 28 Schülerinnen 

und Schüler nicht überschritten werden. 

 

3.  Stundentafel 

 

Unterrichtsfach Stundenzahl 

 Schuleingangsphase 
(SEP)1 

Jahrgang 3 Jahrgang 4 

Deutsch 

15 bis 16 16 bis 17 16 bis 17 Sachunterricht 

Mathematik 

Musik 1 bis 2 1 bis 2 1 bis 2 

Gestalten 2 bis 3 2 bis 3 2 bis 3 

Sport 2 bis 3 2 bis 3 2 bis 3 

Ethikunterricht/Religionsunterricht 1 bis 2 1 bis 2 1 bis 2 

Englisch - 2 2 

Schulspezifische Angebote 1 bis 2 1 bis 2 1 bis 2 

Pflichtstundenzahl 22 bis 24 25 bis 27 25 bis 27 

 

3.1  Die Schule entscheidet in eigener Verantwortung, wie die vorgegebenen Bandbrei-

ten in Anspruch genommen werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die in den Bandbrei-

ten der Gesamtstundenzahl genannten niedrigen Stundenzahlen das Pflichtstundenminimum 

bilden, das alle Schülerinnen und Schüler erhalten müssen. Die Planung über die Gesamt-

zeit der Grundschule soll so vorgenommen werden, dass jede Schülerin und jeder Schüler 

insgesamt mindestens 95 Wochenstunden Unterricht erhält. 

 

3.2  Die Planung von epochalen Abschnitten ist besonders in den Fächern Sachunter-

richt und Gestalten möglich.  

 

                                                
1  Schülerinnen und Schüler verbleiben ein bis drei Schulbesuchsjahre in der SEP 



3.3  Die in der Stundentafel enthaltenen Bandbreiten für die einzelnen Fächer sind so zu 

planen, dass über die Schuljahrgänge der Grundschule alle betroffenen Fächer ausgewogen 

vertreten sind. Insbesondere soll die Planung sicherstellen, dass nicht einzelne Fächer in 

allen Schuljahren nur mit dem Minimum der Bandbreite und andere nur mit dem Maximum 

der Bandbreite unterrichtet werden. 

 

3.4  Die Stunden für schulspezifische Angebote sollen für Unterrichtsangebote genutzt 

werden, die sich aus dem Schulkonzept oder dem Profil der Grundschule ergeben. Auch 

gezielte Förderangebote (z. B. zur Förderung von Begabungen) sind möglich. 

 

4.  Ethikunterricht, evangelischer Religionsunterricht und katholischer Religi-

onsunterricht 

 

4.1  Gemäß dem RdErl. des MK über die Einrichtung von Ethikunterricht, evangelischem 

Religionsunterricht und katholischem Religionsunterricht ab Schuljahr 2008/2009 vom 

7.8.2008 (SVBl. LSA S. 278), geändert durch RdErl. vom 10.7.2013 (SVBl. LSA S. 178), in 

der jeweils geltenden Fassung, bestehen für Schülerinnen und Schüler aller Schuljahrgänge 

der Grundschule Belegungsverpflichtungen im Ethik- und Religionsunterricht. Die Grund-

schulen informieren umfassend anhand der Lehrplanvorgaben über Ziele und Inhalte der 

Fächer und befragen die Personensorgeberechtigten bezüglich der Einrichtung dieser Fä-

cher gemäß Nummer 5 des in Satz 1 genannten RdErl. 

 

4.2  Die Schulen arbeiten in Angelegenheiten der Lehrkräfteeinsatzplanung mit dem 

Landesschulamt zusammen. In die Überlegungen zur Absicherung des Unterrichts sind Ab-

ordnungen aus anderen Grundschulen und der Einsatz von kirchlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern auf der Grundlage von Gestellungsverträgen einzubeziehen. 

 

4.3  Sollten keine personellen Möglichkeiten zur Absicherung des Unterrichts gegeben 

sein, sind die für die Fächer vorgesehenen Unterrichtsstunden unter Nutzung der Flexibilisie-

rung der Stundentafel für andere Fächer einsetzbar. 

 

4.4  Wird Religionsunterricht schulübergreifend durchgeführt, werden auch Stunden aus 

dem Stundenvolumen der abgebenden Schulen verwendet. 

 

5.  Öffnungszeit der Grundschule 

 



5.1  Grundschulen werden mit einer verlässlichen Öffnungszeit von fünf und einer hal-

ben Zeitstunde geführt. Die Rahmenbedingungen sind in der Verordnung zur Gestaltung der 

verlässlichen Grundschule vom 16.9.2002 (GVBl. LSA S. 392) in der jeweils geltenden Fas-

sung geregelt. 

 

5.2  Der Unterrichtsbeginn richtet sich nach dem RdErl. des MK über den Unterrichtsbe-

ginn an allgemein bildenden Schulen vom 20.2.2007 (SVBl. LSA S. 51), geändert durch 

RdErl. vom 12.1.2009 (SVBl. LSA S. 16), in der jeweils geltenden Fassung. 

 

5.3  Die Grundschulen stimmen ihre Öffnungszeiten über den Schulträger mit den Ein-

richtungen der Hortbetreuung ab. 

 

6.  Aufnahme in die Grundschule und Gestaltung der Schuleingangsphase 

 

6.1  Die Aufnahme in die Grundschule erfolgt gemäß dem RdErl. des MK über die Auf-

nahme in die Grundschule vom 18.6.2010 (SVBl. LSA S. 244) in der jeweils geltenden Fas-

sung. 

 

6.2  Für die Erledigung der im Zusammenhang mit der Aufnahme in die Grundschule 

anfallenden Aufgaben nutzt die Schule den Inklusionspool.  

 

6.3  Die Grundschulen entscheiden in eigener Verantwortung über die pädagogische 

und organisatorische Gestaltung der Schuleingangsphase. Dabei berücksichtigen sie die 

Vorgaben des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt und die verbindlichen landeswei-

ten Standards. 

 

6.4  Die Rahmenbedingungen für den Wechsel aus der Schuleingangsphase in den 

3. Schuljahrgang sind durch die Versetzungsverordnung vom 17.12.2009 (GVBl. LSA 

S. 730), zuletzt geändert durch Verordnung vom 18.6.2014 (GVBl. LSA S. 345), in der je-

weils geltenden Fassung geregelt. 

 

6.5  Der Wechsel in den 3. Schuljahrgang nach einem Schulbesuchsjahr ist ebenso wie 

der dreijährige Verbleib in der Schuleingangsphase nur in Verbindung mit der gleichzeitigen 

Festlegung von Maßnahmen der individuellen Lernförderung einzuleiten (Kompetenzportfo-

lio, Lernentwicklungsdokumentation). 

 

7.  Individuelle Förderung in der Grundschule 



 

Die Grundschule ist verantwortlich für die Lernförderung aller Schülerinnen und Schüler. In 

welchem Umfang unterrichtsimmanente Förder- und Unterstützungsangebote (Binnendiffe-

renzierung) eingerichtet werden und in welchem Umfang Maßnahmen der äußeren Differen-

zierung Anwendung finden, liegt in der Verantwortung der Lehrkräfte der Schule. Die Lehr-

kräfte entwickeln die Angebote auf der Grundlage der pädagogischen Diagnostik, der Kom-

petenzportfolio und der Ergebnisse der Lernentwicklungsgespräche.  

 

Sind an der Grundschule Lehrkräfte mit einer sonderpädagogischen Ausbildung tätig, so 

übernehmen diese bei Bedarf die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs. 

Unterstützend können Lehrkräfte aus dem Bereich der ambulant-mobilen Förderung hinzu-

gezogen werden. Bei beabsichtigter untercurricularer Förderung ist die zuständige schulfach-

liche Referentin oder der zuständige schulfachliche Referent in die Entscheidung einzubin-

den. 

 

Sollte für ein Kind mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf ein Schulwechsel 

anstehen (z. B. bei Umzug, Übergang in eine weiterführende Schule, Antrag der Personen-

sorgeberechtigten auf Besuch einer Förderschule), so sind der Mobile Sonderpädagogische 

Diagnostische Dienst (MSDD) einzubeziehen und eine Entscheidung durch das Landes-

schulamt zu treffen. 

 

Übernehmen die individuelle und sonderpädagogische Förderung an der Grundschule Lehr-

kräfte ohne sonderpädagogische Qualifikation, ist der sonderpädagogische Unterstützungs-

bedarf mit Unterstützung der Lehrkräfte des MSDD festzustellen. 

 

8.  Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Dieser RdErl. tritt am 1.8.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugs-RdErl. außer Kraft. 


